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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Lenzer, Benz, Engelsberger, Dr. Franz, 
Hösl, Pfeffermann, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Stavenhagen, Frau Dr. Walz 
und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2632 - 

betr. Förderung von Forschung und Entwicklung im Bereich der Datenverarbeitung 


1. Welche Mittel wurden bisher von seiten der 
Bundesregierung für die Förderung von For- 
schung und Entwicklung im Bereich der Daten- 
verarbeitung zur Verfügung gestellt, und wel- I 
che Aufgabengebiete und Empfängergruppen 
wurden im einzelnen gefördert? 

I 

2. In welchem Umfange findet eine Erfolgs- 
kontrolle der Mittel für die Datenverarbeitung j 
statt, insbesondere bei den Herstellern von 
Computern mit Stammsitz in der Bundesrepu- 
blik Deutschland? 


3. Worauf ist das Stagnieren der Marktanteile der 
DV-Hersteller mit europäischer Basis in den 
letzten Jahren im Bereich der Bundesrepublik j 
Deutschland und Europa zurückzuführen? 

4. Wie groß sind die Marktanteile in den ein- I 
zelnen Bereichen (technisch-wissenschaftlich, 
kommerziell, administrativ), und welche Ent- 
wicklung ist in Abhängigkeit von der Rechner- 
größe zu erwarten? 

5. Wie wird sich der europäische DV-Markt bis 
1985 entwickeln, und welche Folgerungen er- 
geben sich hieraus für eine mögliche staatliche 
Förderung der Datenverarbeitung? 

6. Welche Möglichkeiten ergeben sich durch eine 
Kooperation der DV-Hersteller mit europä- 
ischer Basis und DV-Herstellern in den USA 
und Japan? 

7. Welcher Personalstand in Forschung und Ent- 
wicklung und welcher Entwicklungsaufwand ist 
für die einzelnen Jahre (1976 bis 1980) zu er- 
warten? 

8. In welchem Umfange ist im Bereich der Daten- 
verarbeitung in den nächsten fünf Jahren 
überhaupt noch eine direkte staatliche Förde- 
rung notwendig, differenziert nach Rechner- 
entwicklung und Anwendung? 


9. Wie könnte eine öffentliche Beschaffungs- 
politik gestaltet werden, die den europäischen 
DV-Unternehmen einen angemessenen Markt- 
anteil zu gewinnen und zu halten gestattet, 
ohne mit den Exportzielen dieser Firmen und 
der allgemeinen Wirtschaftspolitik in Wider- 
spruch zu geraten? 

10. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung 
über die mögliche Förderung von Kleinrechner- 
und Endgerätehersteller im Bereich der Daten- 
verarbeitung in den kommenden Jahren? 

11. In welchem Umfange hält es die Bundesregie- 
rung noch für erforderlich, die Anwendung der 
Datenverarbeitung in der Wirtschaft zu fördern 
(insbesondere Software)? 

12. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung 
über den Einsatz der Datenfernverarbeitung, 
und welchen Einfluß hat die Gebührenpolitik 
der Bundespost auf den Einsatz der Daten- 
fernverarbeitung? 

13. Welche Arten der Datenfernverarbeitung wer- 
den künftig in der Wirtschaft, in der Wissen- 
schaft und in der öffentlichen Verwaltung einen 
Nutzen bringen, und wie läßt sich dieser 
Nutzen abschätzen? 

14. Welche besonderen Hindernisse stehen einer 
Ausbreitung der Datenfernverarbeitung in der 
Bundesrepublik Deutschland entgegen, und 
was könnte getan werden, um diese Hinder- 
nisse abzubauen? 

15. Wie ist allgemein der Leistungsstand der DV- 
Anwendungen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land im Vergleich zum Ausland zu beurteilen? 

16. Welche technischen Maßnahmen für die Daten- 
sicherung und den Datenschutz haben insbe- 
sondere unter dem Aspekt der Datenschutz- 
gesetzgebung vorrangige Bedeutung? 
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Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
hat mit Schreiben vom 8. November 1974 die Kleine 
Anfrage für die Bundesregierung wie folgt beant- 
wortet: 

Von den 16 Fragen sind zwölf bereits zu Beginn 
des Jahres 1974 im Bundesministerium für Forschung 
und Technologie formuliert und etwa sechzig sach- 
verständigen Personen und Organisationen vorge- 
legt worden. Sie sind das Ergebnis einer Analyse der 
Probleme, vor denen die Datenverarbeitung mit 
großer Wahrscheinlichkeit in den Jahren nach Ab- 
lauf des 2. DV-Programms stehen wird und die bei 
der weiteren Förderung der Datenverarbeitung von 
großem Interesse sind. 

Die weitgestreute Fragenaktion ist ein Beweis für 
die offene Planung der Bundesregierung mit dem 
Ziel, Förderungsprogramme auf eine breite Grund- 
lage zu stellen und Förderungsmaßnahmen so weit 
wie möglich am Bedarf auszurichten. Die Antworten 
werden in die Vorarbeiten für ein 3. DV-Programm 
einfließen. 

Die Bundesregierung begrüßt, daß die CDU/CSU- 
Fraktion mit dem inhaltsgleichen Aufgreifen der 
Fragestellungen des Bundesministeriums für For- 
schung und Technologie zu erkennen gibt, daß sie 
sich dieser Sicht über die Probleme in der Daten- 
verarbeitung anschließt. Sie bittet jedoch um Ver- 
ständnis dafür, daß sie die Antworten auf die von 
ihr selbst gestellten Fragen nicht vor Abschluß der 
Umfrage, zu der noch Antworten eingehen und nicht 
vor einem die Antworten einbeziehenden Meinungs- 
bildungsprozeß in der Regierung geben kann. 

Hinsichtlich des identischen Fragenteils wird des- 
halb in der Anlage eine Zusammenfassung der ein- 
gegangenen Antworten beigefügt (Anlage 2). 

Zu den Fragen 4, 5 und 7 liegen keine greifbaren 
Aussagen aus der Umfrage vor. Bezüglich der Fra- 
gen 4 und 5 hat die Firma Diebold Deutschland 
G.m.b.H. den Auftrag erhalten, entsprechende Daten 
mit Stand 1. Januar 1975 zu ermitteln. 

Bezüglich der Frage 7 ergeben die jährlich vom 
Bundesministerium für Forschung und Technologie 
durchgeführten Erhebungen zum Personalbestand in 
Forschung und Entwicklung, daß am 1. Januar 1974 
bei geförderten DV-Herstellern insgesamt etwa 
8500 Personen im Bereich der Datenverarbeitung be- 
schäftigt waren. Der Entwicklungsaufwand pro Be- 
schäftigten in Forschung und Entwicklung beträgt 
derzeit zwischen 100 000 DM und 140 000 DM pro 
Jahr. Die Kosten enthalten direkte Personalkosten, 
Rechen- und Materialkosten sowie Gemeinkosten. 
Sie werden sich bis 1980 etwa parallel mit der allge- 
meinen Gehalts- und Preisentwicklung erhöhen. Es 
ist zu erwarten, daß der Personalbestand bis zum 
Jahre 1980 etwa konstant bleiben wird. 

Die Fragen 1, 2, 8 und 12 gehen über in die in der 
Fragenaktion behandelten Probleme hinaus. Ich be- 
antworte sie wie folgt: 


Zu Frage 1 

Die seit Beginn der DV-Förderung im Jahre 1967 bis 
einschließlich 1973 ausgegebenen Förderungsmittel 
sind in der beigefügten Tabelle (Anlage 1) nach 
Aufgabengebieten zusammengefaßt. Auf die einzel- 
nen Empfängergruppen teilen sich die Mittel etwa 
wie folgt auf: 


öffentliche und gemein- 

1967-1973 

1973 


nütizge Einrichtungen 

14,7 v. H. 

16,2 v. 

H. 

Hochschulen 

16,8 v. H. 

25,5 v. 

H. 

Gewerbliche Wirtschaft 

61,0 v. H. 

51,5 v. 

H. 

Gesellschaft für Mathematik 
und Datenverarbeitung 
m.b.H. (GMD) 

7,5 v. H. 

6,8 v. H. 


Der Vergleich des langjährigen Mittels mit dem 
Jahre 1973 zeigt die verstärkte Förderung von An- 
wendungen. 


Zu Frage 2 

Um sicherzustellen, daß Steuerung und Kontrolle 
der Systementwicklungen bei den DV-Herstellern 
mit der erforderlichen Intensität wahrgenommen 
werden können, wurde der Gesellschaft für Mathe- 
matik und Datenverarbeitung m.b.H. (GMD) kürzlich 
die volle Projektträgerschaft für diesen Bereich 
übertragen. Der GMD oblag bislang schon die fach- 
liche Projektbegleitung. 

Darüber hinaus wird das Beratungswesen für die 
Projekte der DV-Hersteller gestrafft, um die Ent- 
wicklung von DV-Systemen, der DV-Technologie 
und der vorlaufenden Grundlagenarbeiten auch in 
der Beratung von Anträgen und Berichten zusam- 
menzufassen. 

Für die Projekte der DV- Anwendungen sind bereits 
früher sachverständige Einrichtungen mit der Pro- 
jektträgerschaft beauftragt worden. 

Alle Projektträger arbeiten nach einheitlichen 
Grundsätzen. 

Folgende Projektträger sind im Bereich der Daten- 
verarbeitung tätig: 

Projektträger Bereiche 

Forschungs- und Ent- Datenverarbeitung im 

Wicklungsinstitut für Bildungswesen 

objektivierte Lehr- und 
Lernverfahren, Pader- 
born 

Gesellschaft für Kern- Prozeßlenkung mit 

forschung m.b.H., DV-Anlagen, Rechner- 

Karlsruhe gestütztes Entwickeln 

und Konstruieren 

Gesellschaft für DV-Systeme und -Tech- 

Mathematik und nologien, Rechnerunter- 

Datenverarbeitung stützte Informations-, 

m.b.H., Bonn Dispositions- und Ent- 

scheidungssysteme, An- 
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Wendungssysteme der 
Datenfernverarbeitung 
für den Datenaustausch 
und den Rechnerverbund, 
Entwicklung standardi- 
sierter Softwarepakete 

" für die gewerbliche Wirt- 

schaft, maschinengebun- 
dene Benutzerhilfsmittel 
und Anwender- 
programme 

Gesellschaft für Datenverarbeitung in der 

Strahlen- und Um- Medizin. 

Weitforschung m.b.H., 

Neuherberg b. München 

Zu Frage 8 

Die Ziele, die die Bundesregierung in ihrem 2. Da- 
tenverarbeitungsprogramm niedergelegt hat, 

— Leistungssteigerung in Wirtschaft und Wissen- 
schaft, 

— Leistungssteigerung bei öffentlichen Dienstlei- 
stungen, 

— Beherrschung einer Schlüsseltechnologie, 

— Schaffung ausgewogener Wettbewerbsverhält- 
nisse, 

gelten auch weiterhin. 

Die Bedeutung der Datenverarbeitung liegt auch 
künftig in der Beherrschung einer besonderen Tech- 
nologie, die in steigendem Maße herkömmliche 
Technologien ablöst. Von ihrer Leistungsfähigkeit 
und Verfügbarkeit hängen in entscheidender Weise 
das wirtschaftliche Wachstum unserer Volkswirt- 
schaft und die Qualität der von der öffentlichen 
Hand zu erbringenden Dienstleistungen ab. Diese 
Auffassung hat auch der Rat der Europäischen Ge- 
meinschaften mit seiner Entschließung vom 25. Juni 
1974 zum Ausdruck gebracht. 

Aus Beobachtungen des DV-Marktes ergibt sich, daß 
die geförderten DV-Hersteller bereits heute ein 
hohes Maß an Wettbewerbsfähigkeit erreicht haben, 
die den Anwendern echte Alternativen bietet und 
zu einer hohen Wettbewerbsintensität geführt hat. 
Allerdings ist diese Leistungsfähigkeit nur mit Hilfe 
erheblicher öffentlicher Zuwendungen für Forschung 
und Entwicklung und durch Zuschüsse aus anderen 
Bereichen der Unternehmen oder der Mutterfirmen 
möglich. Bevor es den Unternehmen nicht möglich 
ist, die hohen Entwicklungsaufwendungen aus Um- 
satzerlösen zu finanzieren, sind auch weiterhin För- 
derungsmaßnahmen erforderlich. Dabei wird es 
wesentlich darauf ankommen, ob es den europäi- 
schen Firmen gelingt, durch die Weiterentwicklung 
der Rechner und durch engere Zusammenarbeit ihren 
Marktanteil zu erhöhen. 

Um das Potential der Datenverarbeitung voll aus- 
schöpfen zu können, muß das Wissen über ihre 
Anwendung vertieft und verbreitert werden. Die 
öffentliche Hand und die Unternehmen der Wirt- 
schaft benötigen dringend Rationalisierungsmittel, 


um zunehmende Dienstleistungs- und Verwaltungs- 
aufgaben trotz ständig steigender Kosten erfüllen 
zu können. Im Gegensatz zum Produktionssektor 
steht die Rationalisierung der Dienstleistungen und 
Verwaltungen noch am Anfang. Die Datenverarbei- 
tung kann hier wesentliche Fortschritte bringen. Die 
begonnenen Anwendungen 

— in der Medizin und im Gesundheitswesen, 

— im Unterricht, 

— in der Verwaltung, aber auch 

— in der Technik 

müssen deshalb weitergeführt und ausgebaut wer- 
den. 

Die Förderung der Datenverarbeitung hat inzwi- 
schen ein so hohes jährliches Mittelvolumen er- 
reicht, daß in den künftigen Jahren allenfalls mit 
geringfügigen realen Steigerungsraten zu rechnen 
ist. Das Verhältnis von Rechnerförderung zu An- 
wendungsförderung wird voraussichtlich etwa 
gleichbleibend sein wie im Haushaltsentwurf 1975 
vorgesehen. 

Zu Frage 12 

Die Bundesregierung mißt der Datenfernverarbei- 
tung (DFV) zunehmende Bedeutung bei. 

Vor allem für kleine und mittlere Betriebe und For- 
schungsinstitute, die nicht in der Lage sind, eigene 
DV- Anlagen zu betreiben, wird es in Zukunft von 
Interesse sein, sich der DFV zu bedienen. Auch für 
die öffentliche Verwaltung ist die DFV von großem 
Interesse. Da die Daten bei Behörden dezentral 
anfallen, dezentral abgerufen werden müssen und 
ein intensiver Informationsaustausch erforderlich ist, 
bietet die DFV gute Anwendungsmöglichkeiten. 

Die Datenverarbeitung muß in Zukunft besser an die 
jeweiligen Organisationsstrukturen und Arbeits- 
abläufe angepaßt werden. Dies setzt die Integration 
der DV in Arbeitsabläufe und damit ihr Vordringen 
an den Arbeitsplatz mit Hilfe der DFV voraus. 

Die Nutzung besonderer Fähigkeiten unterschied- 
licher DV-Anlagen vor allem für die Wissenschaft 
erfordert den Zugang zu Rechnern verschiedenen 
Typs und verschiedener Hersteller, der nur durch 
DFV zu ermöglichen ist. Gleichzeitig kann durch 
Rechnerverbund der Tendenz zur Überdimensionie- 
rung der einzelnen Anlage entgegengewirkt werden. 

Die notwendige Standardisierung von Schnittstellen 
in Rechnernetzen verbessert die Wettbewerbschan- 
cen der europäischen DV-Hersteller gegenüber 
marktbeherrschenden Unternehmen, die bisher durch 
de facto-Standards Marktpolitik betreiben konnten. 

Der Anteil der Datenübertragungskosten an den 
Gesamtkosten von Datenfernverarbeitungssystemen 
ist bisher verhältnismäßig niedrig. Für die heute 
typischen Anwendungssysteme liegt er im allge- 
meinen unter 10%. Daher ist die Gebührenpolitik 
der Deutschen Bundespost für die Entwicklung der 
Datenfernverarbeitung nicht entscheidend gewesen. 



Drucksache 7/2781 Deutscher Bundestag — • 7. Wahlperiode 


Darüber hinaus werden in den kommenden Jahren 
weitere Verbesserungen zu erwarten sein, da die 
Deutsche Bundespost in diesem Jahr mit dem Auf- 
bau eines speziell auf die Belange der Datenüber- 
tragung ausgerichteten neuen Fernmeldenetzes be- 
gonnen hat. Dieses neue Wählnetz ermöglicht es 
den Benutzern, anstelle der heute in vielen Fällen 
noch notwendigen festen Verbindungen (Mietleitun- 
gen, HfD) *), für die unabhängig von der Benutzungs- 
häufigkeit monatliche Pauschalgebühren erhoben 
werden, Übertragungsleistungen der Deutschen Bun- 
despost nur in dem Maße in Anspruch zu nehmen 
und zu bezahlen, wie es dem tatsächlichen Daten- 
aufkommen entspricht. Ziel der Deutschen Bundes- 
post ist also, die Datenübertragung einerseits mit 
geringen Grundkosten zu belasten, andererseits aber 
kostendeckende Einnahmen zu erzielen. Durch nie- 
drigere Grundkosten wird insbesondere kleinen und 
mittleren Unternehmen, bei denen nur geringe 
Datenmengen anfallen, ein verbesserter Anreiz ge- 
geben, sich an Datenfernverarbeitungssysteme an- 
zuschließen. 

Durch Fortschritte auf dem Gebiet elektronischer 
Bauelemente ist auch bei der Nutzung analoger 
Netze mittelfristig mit einer Senkung der Modem- 
kosten zu rechnen. 

Zur Frage 14 ist festzustellen, daß die in den Ant- 
worten hierzu im März 1974 (Anlage 2) genannten 
Behinderungen aus dem Bereich der Deutschen 
Bundespost inzwischen durch Inkrafttreten der Ver- 
ordnung über das öffentliche Direktrufnetz für die 
Übertragung digitaler Nachrichten (DirRufV) am 
1. Juli 1974 weitgehend ausgeräumt sind. 

Zu Frage 16 

Die Frage 16 war in der erwähnten Umfrage in 
einem etwas breiteren Kontext gestellt worden; die 
Antworten sind in Anlage 2 ebenfalls zusammen- 
gefaßt. 

Ihre Frage beantworte ich wie folgt: 

Zur Gewährleistung des Datenschutzes steht - neben 
rechtlichen Bestimmungen über den Umgang mit 
personenbezogenen Daten - eine Fülle von organi- 
satorischen und technischen Maßnahmen der Daten- 
sicherung zur Verfügung. 

An erprobten Sicherungsmaßnahmen gegen Daten- 
*) HfD = Hauptanschluß für Direktruf 


mißbrauch und systembedingte Fehler können vor 
allem genannt werden 

— im Hardware-Bereich: 

Speicherschutz gegen überschreiben bestimmter 
Speicherbereiche, 

technische Redundanz (z. B. Duplex- Anlagen), 
unterbrechungsfreie Stromversorgung, 
Berechtigungsprüfungen 

— im Software-Bereich: 

Plausibilitätskontrollen, 

Verwendung von Prüfziffern, 
Berechtigungsprüfungen (Programm-, Daten- 
berechtigungscodes) 

— im organisatorischen Bereich: 
straffe Arbeitsteilung, 

Arbeitsanweisungen, 

Sicherung der Räume, 

Programmprüfungen und -Überwachungen, 
Protokollierung der Datenein- und Datenausgabe 
und des Maschinendurchlaufs. 

Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen und 
Katastrophenfälle sind hauptsächlich erforderlich 
zum Schutz der 

— EDV-Anlage, 

— Datenträger, 

— Datenverarbeitungsprogramme. 

Sie bestehen insbesondere in 

— einbruchs-, feuer- und wassersicherer Anlagen- 
installation, 

— Archivierung der Originalbelege, 

— getrennter Aufbewahrung von Duplikaten der 
Daten- und Programmträger. 

Für die Datenschutzgesetzgebung sind alle hier bei- 
spielhaft aufgezeigten Datensicherungsmaßnahmen 
von Bedeutung. Dabei hängt es jeweils von den 
Umständen des Einzelfalls ab, vor allem von dem 
Grad der Schutzbedürftigkeit der personenbezoge- 
nen Daten, welche Maßnahmen geboten sind. Schon 
aus diesem Grund enthält der Regierungsent- 
wurf eines Bundes-Datenschutzgesetzes (Drucksache 
7/1027), das den Datenschutz in öffentlichen wie 
nichtöffentlichen Bereichen umfassend regeln soll, 
nur relativ allgemeine Regelungen. Sehr detaillierte 
Spezialvorschriften über technische und organisato- 
rische Maßnahmen würden im übrigen bald durch 
die fortschreitende technologische Entwicklung über- 
holt sein. 
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Anlage 1 

Mittelabfluß im Rahmen des 1. und 2. DV-Programms 
Zahl der Projekte 




Mittelabfluß 


Sachgebiet 

1967 bis 

1971 bis 

ins- 


1970 

1973 

gesamt 

DV-Anwendungen 

30,1 

219,0 

249,1 

davon: 

= 8,6% 

= 22,6 % 

= 18,9 % 

Medizin 

10,7 

56,4 

67,1 

Unterricht 

2,3 

25,1 

27,4 

CAD 

0,9 

11,6 

12,4 

Prozeßlenkung 

1.6 

39,1 

40,6 

Datenbank-Software 

5,1 

34,9 

40,0 

Integrierte Informations-Systeme 

6,7 

28,2 

34,8 

Standard-Software 

2,8 

24,0 

26,8 

i 

Hochschulen, Ausbildung 

42,5 

183,9 

226,5 

davon: 

= 12,1 % 

= 19,0% 

= 17,2% 

Informatik 

5,4 

61,5 

66,8 

Regionale RZ 

36,6 

103,6 

140,2 

Berufsbildungszentrum 

- 

16,8 

16,8 

Fachtagungen, Studien 

0,6 

2,1 

2,7 

DV-Systeme, DV-Technologie 

244,9 

502,1 

j 747,0 

davon: 

*= 69,9 °/o 

= 51,9 % 

= 56,7 % 

Industrielle Informatik 

39,1 

99,4 

138,5 

D V -T echnologie 

48,9 

121,2 

170,1 

Fortgeschrittene DV-Systeme 

39,8 

166,3 

206,0 

Nuklear DV 

4,6 

6,6 

11,2 

Marktnahe DV 

112,4 

108,7 

221,1 

Gesellschaft für Mathematik 

33,1 

62,6 

95,6 

und Datenverarbeitung mbH 

= 9,4% 

= 6,5% 

= 7,3% 


Gesamtförderung 

350,5 

967,7 

1318,2 
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Anlage 2 

Zusammenfassung der auf die Fragestellungen vom 6. März 1974 eingegangenen Antworten 


Zu Frage 3 

Antwort DV-Hersteller, DZ Baden-Württemberg , 

hochschulfreie Forschung, Anwender, Diebold: 

Folgende Gründe lassen sich für das Stagnieren der 

Marktanteile der europäischen Hersteller anführen: 

— Ein vergebener Markt muß erobert werden. 

— Unbegründete Vorurteile der Kunden gegenüber 
den Leistungen und Erfahrungen der europä- 
ischen DV-Hersteller. 

— Fehlen voll-kompatibler Familienkonzepte bei 
den europäischen Herstellern. 

— Schlechteres Preis/Leistungsverhältnis aufgrund 
geringer Stückzahlen, geringer Rationalisierungs- 
effekt u. a. 

- — Geringer oder fehlender Gewinn und damit nur 
ein geringerer Forschungs- und Entwicklungs- 
aufwand als bei der Konkurrenz möglich. 

— Bei europäischen Herstellern erweist sich immer 
der Zweifel an der Kontinuität als hemmendes 
V erkauf smoment. 

— Der europäische Rechnermarkt ist ein relativ 
konservativer Mieter- bzw. Käufermarkt, der 
kein Risiko einzugehen bereit ist. 

— Imitation führt, neben der Unsicherheit des Er- 
folges, stets zu einem Zeitverzug; es ergibt sich 
die besondere Gefahr, gerade die nicht erfolg- 
reichen Konzepte betont nachzubilden. 

- — Vertrauensvorsprung der außereuropäischen 
Konkurrenz wegen des großen Marktanteils be- 
züglich Erfahrung, Finanzkraft, Service. Der 
Marktanteil des Branchenführers läßt einen Kauf 
oder Miete dort risikoloser erscheinen. Dieses 
Bild wird durch umfangreiche Werbung und 
durch Zurückhaltung objektiver Daten über das 
Verhalten der eigenen Rechner im täglichen Ein- 
satz konsequent gepflegt. 

— Aufgrund des Marktanteils der IBM von ca. 60 °/o 
existiert ein sogenannter „de facto-Standard 11 , 
der das Eindringen in diesen Markt über Ab- 
lösegeschäfte außerordentlich schwierig gestaltet. 
IBM ist bestrebt, diesen Zustand aufrechtzu- 
erhalten. 

— Die Fortschritte bei der Festlegung von Geräte- 
schnittstellen (z. B. bei Wechselplattenspeichern) 
und auch bei Normungsarbeiten sind weitgehend 
von der Haltung des Marktführers und seinen 
Entscheidungen abhängig. 

— Der Käufer bzw. Mieter ist zum Teil noch un- 
mündig; deshalb ist es möglich, Systemschwächen 
durch gute Werbung zu überspielen, so daß oft 
in Unkenntnis der wahren Leistungen gekauft 
bzw. gemietet wird. 

— Das Software-Angebot ist nicht breit genug, z. B. 
fehlt ausreichend wirksame „Bridgeware" zur 
Programmumstellung. 


— Der entsprechende Marktanteil bei Prozeßrech- 
nern ist nur deshalb günstiger, weil die Abneh- 
mer Anlagen aus einer Hand wünschen. 

— Es mangelt an einer klaren und koordinierten 
Beschaffungspolitik der öffentlichen Hand. 

— Durch umfangreiche Assemblerprogrammierung 
begibt sich der Kunde in starke Abhängigkeit 
vom Hersteller, so daß in vorgegebene Märkte 
nur sehr schwierig eingedrungen werden kann. 

Zu Frage 6 

Antworten Hersteller großer und mittlerer DV- 
Anlagen und hochschulfreie Forschung: 

Gute und ständige Kontakte bezüglich der Fort- 
schritte auf den Gebieten Technologie, Strukturen 
in Hard- und Software, Speicherentwicklung, Peri- 
pherie und zum Austausch von „Know How" sind 
erforderlich, insbesondere beim Vordringen auf 
neue Arbeitsgebiete. Der Ankauf bzw. Erwerb von 
„Know How" z. B. sollte förderbar sein. 

über den Erwerb von Grundkenntnissen hinaus 
sinkt der Nutzeffekt ab. Die Unterschiede der ge- 
schäftlichen Umgebungen behindern eher die recht- 
zeitige Anpassung an den einheimischen Markt. 
Verschieden sind: Die Einsatzgebiete, die Kunden- 
gewohnheiten, die Aufbausysteme, Normen, Spra- 
che, Fabrikation. „ Anwendungs-Know-How" ist sehr 
schwer übertragbar. Die notwendige Integration der 
Automations Systeme mit der bestehenden Anlagen- 
technik verschärft die Anpassungsprobleme beson- 
ders. 

Die technischen Anpassungsschwierigkeiten werden 
z. T. durch die Entwicklung moderner Rechner- 
strukturen in den achtziger Jahren an Bedeutung 
verlieren. Die unterschiedlichen Marktstrategien 
hingegen werden in starkem Maße - besonders bei 
ICL und Japan - von der Beschaffungspolitik der 
Regierungen beeinflußt, für die daher eine Anglei- 
chung die Voraussetzung für ein gemeinsames 
Marktverhalten ist. Vorteile wären längerfristig in 
einer europäischen Kooperation auch auf dem Gebiet 
der Prozeßrechnertechnik zu sehen. 

Zu Frage 9 

Antworten Diebold und Hersteller mittlerer und 
großer DV-Anlagen: 

Übergeordnet ist davon auszugehen, daß sich die 
öffentliche Hand wie jeder andere Benutzer in der 
Entwicklung und dem Betrieb von Anwendungs- 
systemen primär an wirtschaftlichen Kriterien orien- 
tieren muß. Dabei sollte angestrebt werden, daß 
Hersteller mit europäischer Basis ihre Chancen 
nicht erst mit dem akuten Fall der Beschaffung er- 
halten, sondern möglichst bereits bei der Konzeption 
von Systemen (im Sinne der Problemlösung). 
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Überdies sind Richtlinien zu erlassen, die für die 
Beschaffung von DV-Anlagen für die öffentliche 
Hand verbindlich sind. Diese Richtlinien sollen die 
Verwendung von Normen und Standards bindend 
vorschreiben. 

Sie sollen außerdem festlegen, daß grundsätzlich 
DV-Anlagen von Herstellern europäischer Basis zu 
mieten bzw. zu kaufen sind. 

Von dieser Festlegung sollte nur dann abgewichen 
werden, wenn 

— die berechtigt geforderte Leistung vom DV-Her- 
steller mit europäischer Basis nicht erbracht wer- 
den kann oder 

— bei vergleichbarer Leistung der Preis einer „euro- 
päischen Anlage" mehr als ein bestimmter Pro- 
zentsatz über dem der „nicht-europäischen Kon- 
kurrenz" liegt. 

Dieser Prozentsatz ist durch die steuerlichen und 
volkswirtschaftlichen Gesichtspunkte bestimmt 
und entsprechend festzulegen. 

Eine öffentliche Beschaffungspolitik kann dazu füh- 
ren, die technologische Lücke zu vergrößern. 

Zu Frage 10 

Antwort Siemens : 

Die Zukunft der Kleinrechner- und Endgeräte-Her- 
steller wird in entscheidendem Maße durch das 
Verhalten des Marktführers IBM, die zunehmende 
Integration der Bauelemente und das weitere Vor- 
dringen der Datenfernverarbeitung bestimmt. Die 
drei genannten Faktoren werden ohne Zweifel dazu 
beitragen, daß sich der in diesem Industriezweig 
herrschende ausgewogene Wettbewerb verschärfen 
wird und daß die bisher dort erzielten Gewinne 
geschmälert werden. Die Gründung der UNIDATA 
dürfte demgegenüber nur einen verschwindenden 
Einfluß haben. 

Im Gegensatz zur IBM, die neuerdings wieder den 
Gesichtspunkt „alles aus einer Hand" in ihrer Pro- 
dukt- und Systempolitik sowie Werbung in den 
Vordergrund rückt, betreiben das Haus Siemens 
und seine UNIDATA-Partner eine offene Politik 
gegenüber Dritten: Sie bevorzugen überall dort Pro- 
jektgemeinschaften, wo dies mit der Teilung der 
System-Verantwortung, -Kosten und -Wirtschaftlich- 
keit gegenüber den Kunden vereinbar ist. Im Rah- 
men solcher Projektgemeinschaften werden von uns 
auch in Zukunft Beschreibungen von Nahtstellen 
auf bilateraler Basis zur Verfügung gestellt werden. 

Die Einflüsse, die von der Bauelemententwicklung 
und der Datenfernverarbeitung ausgehen, sind mehr 
struktureller Art. Im einzelnen lassen sich die Wir- 
kungen der Mikroprozessoren auf diesen Industrie- 
zweig allerdings noch nicht voll übersehen, des- 
gleichen auch nicht die der sich anbahnenden Sym- 
biose der Datenendgeräte mit der klassischen Nach- 
richtentechnik sowie die des allgemein erkennbaren 
Rückzuges der Zwischendatenträger aus den her- 
kömmlichen Organisationen. 


Die zunehmende Bedeutung der Anwendersoftware 
und der Datenperipherie läßt aber auch erkennen, 
daß sich für Serviceleistungen, wie sie der Problem- 
katalog erwähnt, auf jeden Fall ein breiter Markt 
eröffnet, der allerdings in den meisten Fällen eine 
Spezialisierung erfordern dürfte. 

Antwort Kleinrechner - und Endgeräte-Hersteller : 

Generell läßt sich feststellen, daß die sinkenden 
Wachstumsraten im Bereich von Datenverarbeitungs- 
anlagen mittlerer Größe dort engagierte Firmen, 
insbesondere IBM, veranlassen, in den Bereich grö- 
ßerer, vor allem in den kleinerer, DV-Anlagen ein- 
zudringen, weil hier die größten Wachstumsraten 
zu erwarten sind. Im Markt der kleineren DV-Anla- 
gen kann daher in naher Zukunft eine ähnliche 
Marktbeherrschung durch einzelne Firmen befürch- 
tet werden, wie sie im mittleren und größeren DV- 
Bereich gegeben ist. 

Bei der Einrichtung komplexer DV-Systeme ist ins- 
besondere im öffentlichen Bereich zu beobachten, 
daß der Auftraggeber zunehmend einen Anbieter 
als Gesamtverantwortlichen für das ganze System 
beauftragt. Diese Tendenz wird durch die bereits 
vorhandenen bzw. noch zu erwartenden „Besonde- 
ren Vertragsbedingungen (BVB)" der öffentlichen 
Hand verstärkt. 

Für die Kleinrechner- und Endgeräte-Hersteller 
kann diese Entwicklung bedeuten, in die Rolle rei- 
ner Zulieferer abgedrängt zu werden bzw. vorhan- 
dene Marktchancen nicht wahrnehmen zu können, 
weil die bei diesen Aufträgen wahrscheinlich zum 
Zuge kommenden Groß-EDV-Hersteller eigene Er- 
fassungs- und Übertragungsgeräte einplanen wer- 
den. Um die Marktchancen und die Möglichkeiten 
der Hersteller kleinerer Anlagen optimal zu nutzen, 
sollte bei der Vergabe von Aufträgen der öffent- 
lichen Hand zum Aufbau von Verbundsystemen 
einer weiteren Wettbewerbsverzerrung dadurch 
entgegengewirkt werden, daß diese Hersteller be- 
rücksichtigt werden müssen, wenn dies zu kosten- 
günstigeren und/oder leistungsfähigeren Gesamt- 
lösungen führt. Zur Absicherung der Chancengleich- 
heit sollten die Hersteller kleinerer DV-Anlagen zu 
einem möglichst frühen Zeitpunkt auch an der Kon- 
zeption von Verbundsystemen beteiligt werden. 

In den nächsten Jahren ist mit rapide sinkenden 
Hardwarepreisen zu rechnen. Gleichzeitig werden 
jedoch, insbesondere im Bereich kleinerer DV- 
Anlagen, die Ansprüche der Anwender wegen der 
wesentlich verbesserten technologischen Möglich- 
keiten dieser Anlagen außerordentlich steigen. Da- 
her werden auch die Aufwendungen für die Erstel- 
lung der Software überdurchschnittlich wachsen. Im 
Gegensatz zu Herstellern größerer Anlagen können 
jedoch die Hersteller kleinerer Anlagen diese über- 
proportional anwachsenden Softwarekosten nicht in 
vollem Maße weitergeben, weil bei ihrem speziellen 
Anwenderkreis dadurch der Eindruck eines Miß- 
verhältnisses zwischen Hard- und Softwarekosten 
entstehen würde. Diese Entwicklung kann zu einer 
erheblichen Rentabilitätsminderung führen, falls sie 
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nicht durch Rationalisierungsmaßnahmen und/oder 
den Absatz größerer Stückzahlen aufgefangen wer- 
den kann. 

Von besonderer Notwendigkeit für die Hersteller 
kleinerer DV-Anlagen wird aus den geschilderten 
Kostengründen eine stärkere Förderung von Soft- 
wareentwicklungen sein. Dabei sollten alle Bemü- 
hungen unterstützt werden, auch im Bereich kleine- 
rer DV-Anlagen zu maschinen-unabhängigen Spra- 
chen zu gelangen. Allerdings sollte diese Frage im 
Hinblick auf die für diesen Bereich typischen An- 
wenderprobleme und -wünsche nicht zum wesent- 
lichen Kriterium der Förderungswürdigkeit gemacht 
werden. 

Ohne Offenlegung der Hard- und Software-Schnitt- 
stellen zu einem Zeitpunkt, der dem Endgeräte- 
Hersteller die Entwicklung zu einem Zeitpunkt er- 
möglicht, der den rechtzeitigen Markteintritt sicher- 
stellt, kann eine langfristige Wirtschaftlichkeit nicht 
erreicht werden. 

Unter den europäischen Herstellern kann es durch 
eine möglicherweise verstärkte Förderung der 
UNIDATA-Gruppe und der dadurch verbesserten 
Möglichkeit für Philips, sich ganz auf den Bereich 
kleinerer DV-Anlagen konzentrieren zu können, zu 
Wettbewerbsverzerrungen kommen. 

Das wesentliche Problem der Kleinrechner- und 
Endgeräte-Hersteller ist der hohe und eher noch 
wachsende Materialanteil, der von amerikanischen 
Herstellern bezogen werden muß. Dazu gehören 
mittlere und schnelle Schreibgeräte, Speichergeräte 
und Speichermedien sowie hochintegrierte Schaltun- 
gen, hauptsächlich: LSI-Prozessoren. Es entsteht hier 
eine neue Abhängigkeit vom amerikanischen Markt. 

Das zweite DV-Programm hat zusätzlichen Herstel- 
lern die Entwicklung von Kleinrechnern und End- 
geräten ermöglicht, ohne jedoch gravierende Ände- 
rungen in der Struktur herbeizuführen. Durch ver- 
stärkten Informationsaustausch wurden die Orien- 
tierungsmöglichkeiten verbessert und so die eigenen 
Leistungsanstrengungen und Wirkungsgrade erhöht. 

Systeme, die auf bestimmte Anwendungen spezia- 
lisiert sind (z. B. CAD und Textverarbeitung), erhal- 
ten zunehmend Bedeutung. Das Stanford Research 
Institut schätzt, daß solche Systeme 1980 ca. 40°/o 
des Kleinrechnerumsatzes ausmachen werden. Die 
dynamische Mikroprogrammierung wird die Pro- 
bleme zum Teil lösen. Ein wesentlicher Schwerpunkt 
wird in den Teilen des Dienstleistungssektors auf- 
treten, die bisher wenig durch DV unterstützt wor- 
den sind. 

Antwort hochschulfreie Forschung und Anwender: 

Diesem Teil der Industrie, gekennzeichnet durch 
hohe Flexibilität und erhöhtes Überlebensrisiko, 
kommt die wichtige Aufgabe der raschen Nutzung 
neuer Möglichkeiten des Marktes und von techni- 
schem Fortschritt zu. Der Staat sollte diese Funktion 
durch Zugang zu öffentlich bezuschußter F & E und 
billiger Risikofinanzierung stützen. 


Europäische Firmen sind nicht zu einer für einen 
nützlichen Marktanteil hinreichenden Breite des 
Angebotes fähig gewesen und werden selbst bei 
Konzentration noch immer im Wettbewerbsnachteil 
in diesem Bezug sein. Es ist daher erforderlich, daß 
andere Unternehmen der DV-Branche an der Ver- 
breiterung des Angebotes mitwirken können. Hierzu 
ist es erforderlich, daß Hard- und Software als 
Halbfertigprodukte angesehen werden können und 
durch einen Veredlungsprozeß zu dem vom Anwen- 
der benötigten Produkt zusammengefaßt werden 
könne. Dies betrifft sowohl die Haltung innerhalb 
der DV-Branche wie auch die Eigenschaften von 
DV-Produkten der Hersteller aller Sparten und 
Größen. 

Zu Frage 1 1 

Antworten Hersteller mittlerer und großer DV- 
Anlagen , Hochschulen , hochschulfreien Forschung 
und Anwender: 

Die wesentlichen Merkmale eines Standard-Soft- 
ware-Paketes sind: 

— Maschinenunabhängigkeit, 

— Einsatz für mehrere Benutzer ohne wesentliche 
Veränderung. 

Mit diesem Maßstab gemessen sind nur wenig 
Standard-Software-Pakete entstanden. Diese Soft- 
ware ist überwiegend von DV-Herstellern ent- 
wickelt worden. 

Die Standard-Software-Pakete sind jedoch ein wir- 
kungsvolles Instrument, um die DV-Anwendung 
weiter voranzutreiben. 

Während bei wissenschaftlich-technischen Proble- 
men ein Markt für die Standard-Software vorhanden 
ist, scheint dies im kommerziellen Bereich nicht im 
gleichen Maße der Fall zu sein. Hier bilden Bera- 
tung, Einsatzunterstützung und Erstellung von Spe- 
ziallösungen unter Verwendung der von den DV- 
Herstellern mitgelieferten Software den Haupt- 
markt. 

Der Bedarf an Dienstleistungen durch die Software- 
Häuser liegt mit seinem Schwerpunkt auf der kun- 
dennahen, für spezielle Bedürfnisse angefertigten 
Anwendungssoftware. Dazu gehören: 

— Ergänzung und Anpassung von Standard-Soft- 
ware-Paketen, 

— spezielle Kundenprogrammierung, 

— Umstellung auf EDV-Anlagen, 

— Beratung in Organisations- und Ablauffragen. 

Beispiele aus der Vergangenheit zeigen, daß gerade 
zur Wahrnehmung dieser Aufgaben durchschnittlich 
qualifiziertes Personal und normales Wissen nicht 
ausreichend sind, so daß dadurch ein großes Erfolgs- 
risiko besteht, wobei dann die Verantwortung und 
die Folgen für eine Fehlentscheidung letztlich vom 
Kunden getragen werden müssen und nicht durch 
das Software-Haus. 
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Die bislang vorliegenden Ergebnisse sowie die gro- 
ßen und komplexen Aufgabenstellungen legen die 
Vermutung nahe, daß die Entwicklung von Stan- 
dard-Software-Anwendungspaketen durch die Her- 
stellerfirma bestimmt und betrieben wird. 

Projektgemeinschaften mit den DV-Herstellern bie- 
ten sich für Pionieraufgaben an, die z. B. in Form 
öffentlicher Aufträge überall dort vergeben werden 
könnten, wo durch die Neuheit und gegebenenfalls 
Einmaligkeit der angestrebten Lösung der wirt- 
schaftlich tragbare Serviceaufwand der DV-Herstel- 
ler überfordert ist 

Die Einbeziehung von Rechenzentrumsleistungen in 
das Angebot der Software-Häuser stellt für diese 
Firmen ein hohes Risiko (Auslastung, Personal . . .) 
und eine beträchtliche Investition dar. Sie tragen 
nicht zur Verbesserung der Wettbewerbssituation 
auf dem Markt bei. Einzelerfolge auf ergiebigen 
Spezialmärkten durch Erbringen sich stetig wieder- 
holender Dienstleistungen in einem eigenen Rechen- 
zentrum lassen sich nicht verallgemeinern. 

Antwort Software-Häuser: 

Eine geförderte Entwicklung von Standard-Anwen- 
dungs-Software und von Methoden, mit denen 
Planungs-, Organisations- und Programmierungs- 
arbeiten erheblich rationeller durchgeführt werden 
können, wird den Software-Markt weiter öffnen 
und die Bereitschaft der Anwender, standardisierte 
Software zu kaufen und wirksam einzusetzen, nach- 
haltig beeinflussen. Damit wäre aber gleichzeitig 
eine wesentliche Voraussetzung dafür geschaffen, 
die Wettbewerbsfähigkeit der Software-Häuser zu 
verbessern und langfristig zu sichern. 

Versucht man, die amerikanische Entwicklung unter 
Berücksichtigung eines 4- bis 5jährigen Verzöge- 
rungseffektes auf die Verhältnisse in der BRD und 
eine mögliche Entwicklung zu projizieren, und zieht 
weitere generelle Erwägungen mit heran, so scheint 
es durchaus im Bereich des Möglichen zu liegen, 
daß in der BRD etwa 1985 ca. 30 bis 40 °/o der bei 
DV-Anwendern für Organisation und Programmie- 
rung zur Verfügung stehenden Mittel für den An- 
kauf „fertiger" Software ausgegeben werden. Offen- 
gelassen ist bei Beantwortung dieser Frage aller- 
dings ein gegenwärtig unwägbarer Faktor: Wie 
werden sich Hard- und Software-Technologien in 
den kommenden Jahren entwickeln? 

Zur Frage, wie die Bundesregierung die Entwick- 
lung der Software-Häuser besser als bisher fördern 
kann, sei festgestellt, daß die Zuschüsse zu den 
Entwicklungskosten eine durchaus angemessene 
Höhe haben. Sie sollten schon zwecks Erhaltung des 
Eigeninteresses der Software-Häuser an einer 
marktgerechten Entwicklung nicht verändert wer- 
den. 

Entwickelte Software-Produkte müssen jedoch auch 
am Markt durchgesetzt und damit einem möglichst 
breiten Anwenderkreis zugänglich gemacht werden. 

Da die hierzu seitens des Software-Hauses erforder- 


lichen Aktivitäten innerhalb der ersten zwei Jahre 
nach Fertigstellung des Software-Produktes in der 
Regel nochmals Aufwendungen etwa in Höhe der 
Entwicklungskosten verursachen, wären hier ge- 
eignete Förderungsmaßnahmen ein sehr sinnvolles 
Mittel. Es könnte hierbei auch an zinslose Darlehen 
gedacht werden, die, an Verkaufs- und zeitabhängi- 
gen Kriterien gemessen, rückzahlbar sind, so daß 
das Umsatzinteresse der Software-Häuser möglichst 
belebt und nicht eingeschläfert wird. 

Außerdem sollte man ernsthaft prüfen, ob einzelne 
DV-Anwender oder -Anwendergruppen weiterhin 
an den Förderungsmaßnahmen partizipieren sollen. 
Im Grunde betrieben diese Antragsteller Eigen- 
entwicklungen, die sie auch ohne derartige Zu- 
schüsse durchführen würden. Nicht alle diese Ent- 
wicklungen halten außerdem objektiven Maßstäben, 
wie Universalität der Lösung, Modularität, Kom- 
patibilität, angewandtes Software-Engineering, etc., 
die an vielfach einsatzfähige Software zu legen sind, 
stand. Aber nicht nur diese Nachteile, sondern vor 
allem das Fehlen einer erfolgversprechenden 
Marketing-Konzeption und einer qualifizierten Ver- 
triebsorganisation lassen ein wesentliches Ziel von 
Förderungsmaßnahmen nicht erreichen: die Nutzbar- 
machung für breitere Anwenderkreise! Hier könnten 
die Mittel freigemacht werden, die zur Förderung 
der Marktdurchsetzung bei den Software-Häusern 
benötigt werden. 

Antwort Gutachter: 

Bisher ist es den Software-Häusern in der BRD im 
allgemeinen nicht gelungen, marktgerechte Produkte 
zu entwickeln, die eine hinreichende Verbreiterung 
und einen zukunftssicheren Einsatz gewährleisten 
könnten. Die Ursachen liegen nicht nur in der man- 
gelhaften Konzentration auf Aufgaben dieser Art, 
sondern zweifellos auch in der generellen Skepsis 
bezüglich einer breiten Einsatzmöglichkeit von 
Standard-Software. 

In Anbetracht dieser gegenwärtig und für die ab- 
sehbare Zukunft bestehenden Unsicherheit im Markt 
für Standard-Software muß eine gesunde Entwick- 
lungsmöglichkeit für Software-Häuser nach dem 
bisherigen Konzept grundsätzlich in Frage gestellt 
werden. Diese Aussage gilt unabhängig davon, ob 
Rechenzentrumsdienstleistungen mit angeboten wer- 
den oder nicht. Aus diesem Grunde sollte eine 
Förderung von Software-Häusern künftig nicht mehr 
nach den im zweiten DV-Programm gültigen Grund- 
sätzen vorgenommen werden. Statt dessen wird es 
nur möglich sein, die bestehende Strukturkrise die- 
ser Branche durch Förderungsmaßnahmen aufzu- 
lösen, die von einer realistischen Beurteilung der 
Marktchancen für Standard-Software ausgehen. Da- 
bei sollten interessenneutrale Kriterien zugrunde 
gelegt werden, die in der richtigen Weise auf die 
negativen Erfahrungen in diesem Markt eingehen 
und eindeutig nur die Software-Bereiche für eine 
Förderung zulassen, für die eine hinreichend abge- 
sicherte Erfolgschance nachgewiesen werden kann. 
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Zu Frage 13 

Antworten Hersteller mittlerer und großer DV- 
Anlagen , Hochschulen, hochschulfreien Forschung, 
Anwender, Diebold und Kleinrechner- und End- 
geräte-Hersteller und DZ Baden-Württemberg: 

über den Einsatz der DFV werden künftig nicht 
allein systemtechnische Kriterien, sondern auch 
organisatorische und wirtschaftliche Aspekte ent- 
scheiden. Das bedeutet, daß DFV-Systeme in dem 
Maße zum Einsatz kommen werden, wie es bei ver- 
tretbaren Kosten von den zu treffenden Problem- 
lösungen gefordert wird. 

Im Vordergrund des Einsatzes der Datenfernver- 
arbeitung werden auch in den nächsten Jahren mit 
hoher Wahrscheinlichkeit im Bereich der Wirtschaft 
die großen Datenbanken- und Dispositionssysteme, 
in der Wissenschaft der benutzergesteuerte Funk- 
tionsverbund stehen. In der öffentlichen Verwaltung 
werden sich vermutlich beide Einsatzarten ent- 
wickeln. Der echte Lastenverbund hingegen setzt 
ein so hohes Maß an Standardisierung voraus, daß 
er sich voraussichtlich erst langsam durchsetzen und 
wohl erst Anfang der achtziger Jahre merklich Be- 
deutung gewinnen wird. 

Es ist jedoch außerordentlich schwierig, den Nutzen 
in meßbaren Einheiten abzuschätzen, der sich z. B. 
durch das Erschließen neuer Leistungen, durch Zeit- 
vorteile und durch bessere Ausnutzung der einge- 
setzten Betriebsmittel ergibt. 

Zu Frage 14 

Antworten Hersteller mittlerer und großer DV- 
Anlagen, Diebold, Hochschulen, hochschulfreien 
Forschung, Anwender, Kleinrechner- und Endgeräte- 
Hersteller und DZ Baden-Württemberg: 

— Preispolitik der Deutschen Bundespost bezüglich 
der Übertragungswege (durchgehend genannt), 

— rechtliche Probleme mit der Deutschen Bundes- 
post bezüglich Netzerweiterungen und der zu 
übertragenden Information (Postmonopol), 

— Zulassungsfragen, 

— die Leistungsquantität, -qualität und -kapazität 
ist erheblich zu verbessern (mehrfach genannt), 

— die noch zum großen Teil fehlende standardi- 
sierte Anwendungs-Software aus dem Bereich 
der Informations-, Dispositions- und Entschei- 
dungssysteme, 

— Mangel an ausgebildetem Personal. 

Zu Frage 15 

Antwort der Hersteller großer und mittlerer DV- 
Anlagen und der Verbände: 

über den Leistungsstand der DV-Anwendungen 
lassen sich nur auf spezifische Anwendungsbereiche 
bezogene Aussagen machen. 


Generell ergibt sich folgendes Bild: 

Es besteht kaum ein Zweifel, daß die Anwendungen 
der DV in den USA wesentlich weiter fortgeschritten 
sind als in Europa. Nur in wenigen Branchen, z. B. 
Maschinenbau, kann von einem Gleichstand gespro- 
chen werden. Es ist zu erwarten, daß Japan mit den 
europäischen Ländern in wenigen Jahren gleich- 
ziehen wird. Beim Vergleich der europäischen Län- 
der untereinander kann global von. einem Gleich- 
stand gesprochen werden. 

Zu Frage 16 

Antwort der Hersteller mittlerer und großer DV- 
Anlagen: 

Folgende Entwicklungen sind bis 1985 abzusehen: 

— Identifizierung des Zugreifenden 

(z. B. über Paßwort, Schlüssel, Stichworte), 

— abgestufter Zugriff je nach Vertraulichkeit und 
Status auf bestimmte Betriebsmittel und Daten- 
bestände, 

— Verschlüsselung von Informationsbeständen, 

— Verhinderung von unbefugtem Zugriff zu Daten 
auf Übertragungsstrecken bei der Datenfernver- 
arbeitung, 

— Sicherung von Daten gegen Verfälschung auf 
Übertragungsstrecken, 

— Schutz von Datenverarbeitungsanlagen gegen 
Sabotage und Naturkatastrophen. 

Antwort der GMD: 

Es fehlen immer noch brauchbare Problemdefinitio- 
nen, insbesondere solche, die Hinweise auf die 
.„Schwachstellen'' enthalten. In diesem Zusammen- 
hang ist zu untersuchen, ob mit den gegenwärtigen 
und zukünftigen verwendeten Systemen die Auf- 
lagen des BDSG erfüllt werden. Eine Aufgabe, die 
beliebig viel Arbeitsleistung und Aufwand zur 
brauchbaren, d. h. auswertbaren Lösung benötigt, 
zumal dem, der schützen und sichern will, die Ein- 
bruchsmöglichkeiten besser bekannt sein müssen 
als dem potentiellen Einbrecher. 

Datenschutz/Datensicherung (technischer Aspekt) 
wird noch immer zu sehr als Problem des Data- 
Managements gesehen. Untersuchungen über die 
Auswirkungen auf die gesamte Systemstruktur sind 
aus zweierlei Gründen notwendig: 

— Nach dem Prinzip, daß die Kette nur die Stärke 
ihres schwächsten Gliedes hat, muß die unsicher- 
ste Stelle eines Systems prioritär beseitigt wer- 
den. 

— Diese Untersuchungen werden vermutlich zu der 
Erkenntnis führen, daß das BDSG unter den 
gegenwärtigen Verhältnissen in seinen Absich- 
ten technisch nicht erfüllt werden kann. Bestätigt 
sich dies, so muß verstärkt darauf hingearbeitet 
werden, daß durch nicht-technische Maßnahmen 
oder durch extreme Einschränkung der EDV das. 
BDSG hinreichend kontrollierbar wird. 
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